
Amtsgericht  Offenbach  am  Main

Aktenzeichen:  320  C I1/"!9

Verkündet laut Pmtopoll am 29.05.2019
Hunkel, Justlzangemellts
Urkundsbeamkin der Geghäflastslle

Im Namen  des  Volkes

Urteil

In der  Wohnungseigentumssache

WEG  7

d. GF  .- a

Geschäftszeichen:  2C)18/Z 152

Kläger

gegen

Henn  y

Prozessbevollmächtigte:  Rechtsanwälte

Gerichtsrach GeschWszeichen:  00098/'1  8W/W

Beklagter

hat  das Amtsgericht  Offenbach  am Main  durch  den  Richter  am Amtsgencht  Schwarz  aufgrund
der  mLindlichen  Verhandlung  vom 15.03.2019  fÜr  Recht  erkannt:

Die Kiage  wird  als unzulässig  abgewiesen.

Die Kosteri  des  Rechtsstretts  haben  dm im Verfahren  als ProzessbevolImächtigte
der  Klägerin  aufgetretenen  Prozessvertreter  zu tragen.

Das Urteil  ist vorläufig  vollstreckbar.  Der  Prozessvertreter  der  Klägerln  können  die
Vollstreckung  gegen  8icheföeits1eistung  i.H.v. 110  % des jeweifs  zu vollstreöken.

den Betrages  abwenden,  wenn  nicht  zuvor  der  Beklagte  Sicherhelt  in entspre-

chender  HÖhe  leisten.

Der  Streitwert  wird  auf  5.000,00  € feslgeaetzt.
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Tatbestand

Die Klägerln  ist eine WohnungseigentÜmergemeinschaft,  der Beklagte  ist einer  der
WohnungseigentÜmer.

Wegen  der Einzelheiten  der  begehrten  unterlassungsansprüche  wird  üuf die Klage-
schriff  vom  03.09.2018,  BI. 1 ff. der  Akte  verwiesen.

Die Prozessvertreter  der  Klägerm  wurden  durch  deren  Verwalterin,  die Immobilienver-

waltung,   .,  ..i  beauftragt.  Nachdem  diese  auf  den  Hinweis  in der  Ladungs-
verfügurig  hin im Termin  zur  mündlichen  Verhandlung  vom 15.03.2019  erklärt  haben,

dass  Ansprüche  der  Gemeinschaft  selbst  gettend  gemacht  werden  sollen  hat das Ge-

richt  darauf  hingewiesen,  dass  es hinsichtlich  einer  etwaigen  Ermächtigung  der  Verwal-

terin  durch  die  Wohnungseigentümer  zur Führung  des hiesigen  Aktivprozesses  an jegli-
chem  Vortrag  fehtt. Mit nachgelassenem  Schriftsatz  vom C)4.042019  haben  die Pro-
zessvertreter  der  Klägerln  vorgetragen,  daas  der  Verwattungsbeirat  den  als Anlage  K 6,
BI, 72 f. der  Akte  vorgelegten  Beschluss  getroffen  habe.

Die Klägerin  beantragt,

den Beklagten  zu verurteilen,  ihm zu untersagen,  dle nachfo)gend  wiedergegebenen
Daten  an Dritte  zu übermitteln.

- i,-.,..      al  Gehalt:  2.40  t,55 € , MÜlltrennung:  80C),00 €, Uber-
stunden:  1.794,91  € , Schmutzzulage:  200,00  € , Arbeitgeberanteil  927,21  € ,
Gesamtkosten:  6.123  67 €

- :..  ",  - '  -. Gehalt.  2.403,39  € , Überstunden  288,50  € , Schmutzzulage:

150,00  € , Arbeitgeberanteil;  550,42  € , Gesamtkosten  3392,31  €

- rr-iiix  ',  a a., r, Gehalt: 2.200,00  €, MÜlltrennung: 800,00  € , Überstunden:
1.038,60  € , Schmutzzuiage  2€)0,00  € , Arbeitgeberantell  734,86  € , Gesamt-
kosten  5.018,46  €

- '  :. .,  . ..-.....  )., Gehalt  2.200,00  € , Mülltrennung:  400,0ü  €, Überstun-

den:  799,92  €, Schmutzzulage:  200,OC) € , Arbeitgeberanteil: 68516  € , Ge-
samtkosten:  4.2&5,08  €  -

- ü -,::  , -,  J, Gehalt  1.800,00  € , Mülltrennung:  400,C)0 € , Schmutzzu-

lage:  1 C)ö,OO € , Arbeitgeberanteil:  406.  40,78  € , Gesarntk'osten  2.746,78  4-

- :-" ;.,-:..  , "-..,  . .-ar,  Gehalt:  5.474,40  € , Arbeitet  nur 1 Woche  im Monat,

Arbeitgeberanteil:  259,87  € , Gesamtkosten:  1.734,27  €
- 1 - ' ;l,  Gehalt  1.800,0 €) € , Mülltrennung:  200,00  € , Schmutzzulage;

1C)O,ÖO € , Arbeltgeberanteil:  407,93  € , Gesamtkosten:  2.5 €)7,93  €

- i », Gehalt  450,00  € , Frau  Andich  ist die  Ehefrau  von  A. Mo1loug,

Arbeitgeberanteil:  126,00  € , Gesamtkosten:  576,00  €

- Die  Gemeinschaft  hatte  somit  finanzielle  Aufwendungen  im Monat  Februar

2017  i.H.v.  2!3.384,50  F

- die Hausmeister  haben einen Wohnungsbösitz  wie foklt  Familie t. a ' " ,
11 Wohnungen,  Familiel......  , .,  9 Wohnungen,  Herr " ,.:  3 Wohnun-

gen,  Herr  - . .., 1 Wohnung  und Herr  /  - "  ,  1 Wohnung

der  Beklagte  beantragt,

füe Klage  abzuweisen.

Der  Beklagte  Ist der  Auffassung,  dass  die Klage  unschlCiasig  sel, weil nichts  zu einem

Beschluss oder einer Vereinbarung zur Ermächt$ung  der Verwatterin zur Führung des
hiesigen  Aktivprozesses  für  die Klägerin  vorgetragen  sei. Zudem  sei nicht  klar,  wes.sen

Ansprüche  mit  der  Klage  überhaupt  ge!tend  gemacht  würden,

Wegen  der  weiteren  Einzelheiten  des  Sach-  und Stnaitstandes  wird  auf  die wechselseiti-
gen  Schriftsäte  der  Parteien  sowie  das  Sitzungsprotokoll  vom 15.03.20i9,  BI. 56 f. der

Akte  verwiesen.
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EntscheldungsgrÜnde

Die Klage  ist unzulässig,  denn es fehlt  der Verwalterin  an der  nolwendigen  Prozessfüh-
rungsbefugnis.

Gem. § 27 Ill Nr. 2 WEÖ hat der Verwalter  nur für Passivpmzesse  der  Wohnungseigen-
tümergemeinschaft,eine  originäre  Prozeasvollmacht;  dm Ermäcföigung  für die FClhrung
eines  Aktivprozesses  kann gem. § 27 Ill Nr. 7 WEG hingegen  nur durch  Vereinbarung
oder  Mehrheitsbesch1uss  erlo'igeri  (vgJ. LG Fran'kdurl a. M. Begchl.  v. 3.4 2(J17 -  fü3  S
85/'16, BeckRS  2017, 109644,  beck-online).  Zu einem  etwaigen  Beschluss  der Woh-
nungseigent(imer  oder  einer  Vereinbarung  hinsichtlich  der Erm!ichtigung  der Verwalterin
zur Führung  des hiesigen  Aktivprozesses  haben  die Klägervertreter  aber auch nach
dem Hinweis  des Gerichts  in der mÜndlichen  Verhandlung  vom 05.03.20fö  nichts  yor-
getragen,  so dass vom Bestehen  einer  solcheri  Ermächtigung  nicht  ausgegangen  wer-
den kann, auch elne etwaige  Genehmlgung  dor Prozessführung  ist weder  vorgetragen
noch  ersichtlich.

Zwar  haben  die Klägervertreter  mit nachgelassenem  Schriftsatz  vom 04.04.2019  vorge-
tragen,  dass ein entsprechender  Beschluss  durch  den Verwaltungsbeirat  gefasst  wor-
den sel und diesen  a!s Anl. K8 auch  vorgelegt.  Ein Beschluss  des Verwaltungsbelrats  ist
jedoch  nicht zur Begr'Ündung  einer Ermächtigung  zur F(]hrung eines Aktivprozesses
nicht ausreichend  und nicht  ,gleichwertig"  mit einem Beschluss  der Wohnungseigentü-
mer.

Da es der Verwalterin  an der Ermächtigung  zur Führung  des hiesigsn  Prüzesses  feM,
war sie auch nicht  berechtigt,  einen Rechtsanwatt  mit der  Prozessführung  zu beauffra-
gen. (vgl. LG Frankfurt  a. M. Beschl.  v. 3.4.;X)17  -  2/13 S 85/16,  BeckRS  20"17, 109644,
beck-online  m.w.N.),  so dass die Klägervertreter  in dem Prozess  als vollmachtlose  Ver-
treter  aufgetreteri  sind.

Die Kostenentscheidung  beruht  auf § 91 I 4 ZPO analog,  wobei  die Kosten  nicht der
Klägerln  selbst  oder  etwa  der Verwalterin,  sondern  den als vollmachtlose  Vertreter  han-
delnden  Prozessvertretem  aufzueriegen  waren.  Denn auch bei Vollmachtsmängeln  in
d,er Bevollrnächtigungskette  sind die Kosten  des  jeweiligen  Rechtsstreüs  dem im Verfah-
ren aufgetretenen  Vertreter  aöuerlegen  (vgl LG Frankfurt  a. M. Beschl.  v. 3.4.2017  -
2113 S 85/16, BeckRS  2017, 109644,  beck-online  m,w.N.).

Die Entscheidung  über  die vorläufige  Vollstreckbarkeit  beruht  auf §§ 708 Nr. "l1, 711
ZPO.

Die Entacheidung  über  den Streitwert  beruht  auf  § 49a I GKG. [)as  Gericht  hat gem. § 3
ZPO jeden  Teil des Klageantrags  mit I.OOO,OO € in Ansatz  gebracht,  so dass sich ein
Belrag  von 10.OOO,OO € ergibt. Gem  § 49a I GKG war der Streitwert  auf  50. % dieses
Betrages,  also  5.000,00  € festzusetzen.

RechtsmittelbeIehrung

Diese  Entscheidung  kann  mtt der  Berufung  angefochten  werden.  81e ist einzulegen  InnerhaTo  elner  Notfrlst  von
einam  Monat  bei dem Landgericht  Frar*furt  arn Maln. Gerlchtsr,traßa  2, 60313  Frankfurt  am Maln. Oki Frlsl
baglnm  rnlt der Zustellung  der in vollsföndiger  Form  abgefaaslen  Entsche+dung.  Die Berufur+g ist nur zulässj;),

wenn  der Besdwverdegegenstand  800,0ü  € übersteigt  oder  das Gerlcht  dle Berfüung  In dlesem  urteil  zugeias-
sen hal. Zur  Einlegung  der  Benifung  Ist berechtlgt.  wer  durch  diese  Entscheöung  in selnen  Rechten  beeintföd'i-
tigt ist. Die Benifurig  wlrd  durch  Einre!chung  einer  Berufungssdirifi  elngalegt  Die Berufung  kann  nur durdi  einen
Rechtsanwalt  elngelegt  werden.
Dm Entscheidung  Über den Streitwert  kann mli der Bsschwerde  angefochten  werden.  Sie Isl nur  zulässlg,  wenn
sis inneföalb  von aechs  Monaten,  nadJem  die Enföcheidung  in der  Hauptsache  reditskräftlg  qeworden  ist oder
das VerFahren slTh anderweitig  erledigt  hat, bei dem Amtsgericht  Offenbach  am Main, Kaiserstraße  16, 63085
Offenbach  am Maln elngehl.  Wlrd  der 8tre1twer1 später  ats einen  Monat  vor  Ablauf  dlsser  Frlsl festgesetzl,  kann
dle Beschwerde  innerhalb  eines  Monaks nach 2uate11ung oder  formloser  Mtueilung  der  Feeitsetzung  bel deim

Gericht  ein(lelegt  werden.  Die Basdiwerde  ist nur zulässig,  wenn  der  Wert des Beschweirdagsgsnstandes 200 €
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Übersteigt  oder  das Gerldit  die Beschwmde  zu diesem  Beschluss  zugelassen  hat. Beachwerdeberechtigt  Isf, wer
durdi  dleae Entscheidung  In selnen  Rechten  beeinträchUgt  Ist. Dle Beachwerde  wird durch Einrethung  einer
Beschwerdeachrtfl  oder  zur Nlederschrift  der Geschäftsstelle  des genannten  Gerlchts  eingelegt.  Sie kann auch
zur Nföderachrffl  der Geschäftsatelle  elnes  jeden  Amtageridits  erklärt  werden,  wobei  ss ft)r die Einhaltung  der
Frlst  auf den Eingang  bei dem'  ganannten  Gericht  ankornmt.  Sle ist von dem Beschwerdeführer  oder  seinem
BevollrnächUgteÖ  zu unförzeichnsn.  Die Beschwarde  muas die' Bezeichnung  des angefoötenen  Beschlusses
sowie  dle Erklärung  entha)ten,  dass  Beschwerde  gegen  diesen  Beschluss  eingelegt  wlrd. Soll die Entscheldung
nur  zum  Tell  angefochten  werden,  so Isl der  Umfang  doy Anfechtung  zu bezeichnen.

Schwarz

Richter  am  Arntsgericht
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